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639. Bundesgrundsatzgesetz: Änderung des Bundesgesetzes über die Grundsätze betreffend die
fachlichen Anstellungserfordernisse für Kindergärtnerinnen und Erzieher
(NR: GP XVIII RV 1667 AB 1782 S. 172. BR: AB 4907 S. 589.)

640. Bundesgesetz: Änderung des Schülerbeihilfengesetzes 1983
(NR: GP XVIII RV 1593 AB 1774 S. 172. BR: AB 4899 S. 589.)

639. Bundesgrundsatzgesetz, mit dem das
Bundesgesetz über die Grundsätze betreffend
die fachlichen Anstellungserfordernisse für
Kindergärtnerinnen und Erzieher geändert

wird
Der Nationalrat hat beschlossen:

Das Bundesgesetz über die Grundsätze betref-
fend die fachlichen Anstellungserfordernisse für die
von den Ländern, Gemeinden oder von Gemein-
deverbänden anzustellenden Kindergärtnerinnen,
Erzieher an Horten und Erzieher an Schülerhei-
men, die ausschließlich oder vorwiegend für
Schüler von Pflichtschulen bestimmt sind, BGBl.
Nr. 406/1968, wird wie folgt geändert:

1. Im Art. I § l lautet der Einleitungssatz:

„Unbeschadet von Staatsverträgen im Rahmen der
europäischen Integration ist fachliches Anstellungs-
erfordernis :"

2. Im Art. I § l Z l wird vor dem Strichpunkt
eingefügt:

„bzw. für Kindergärten oder der Reife- und
Befähigungsprüfung für Kindergärten"

3. Im Art. I § l Z 2 wird vor dem Strichpunkt
eingefügt:

„oder der Befähigungsprüfung für Sonderkinder-
gärten und Frühförderung"

4. Im An. I § l Z 3 lit. a wird vor dem
Strichpunkt eingefügt:

„oder der Reife- und Befähigungsprüfung für
Erzieher"

5. Im An. I § l Z 3 lit. b wird vor dem
Strichpunkt eingefügt:

„oder der Reife- und Befähigungsprüfung für
Kindergärten und Horte"

6. An. I § 3 Z l lautet:
„1. Für die Verwendung in Kindergärten: hin-

reichende Erfahrung in der Erziehung und
Betreuung einer Gruppe von Kleinkindern

6

und Nachweis einer Hospitier- oder Praxis-
zeit von vier Wochen in einem Kinder-
garten;"

7. Im An. I § 3 lautet die Z 3:

„3. für die Verwendung an Sonderkindergärten:
die erfolgreiche Ablegung einer der in § l Z l
genannten Prüfungen;"

8. Im An. I § 3 lautet die Einleitung der Z 4:

„4. für die Verwendung an Horten und an
Schülerheimen, die ausschließlich oder vor-
wiegend für Schüler von Pflichtschulen
bestimmt sind (ausschließlich neben einer
Person, die die Erfordernisse des § l Z 3
erfüllt):"

9. Im An. I § 3 Z 4 lit. b entfällt der Satzteil
zwischen den Bindestrichen.

10. Im An. I § 3 Z 5 lautet die lit. a:

,,a) die erfolgreiche Ablegung einer der in § l
Z 2 genannten Prüfungen; oder"

11. Im An. I § 3 Z 5 lautet die lit. b:

„b) Sofern auch keine Person, die die Voraus-
setzung nach lit. a erfüllt, zur Verfügung
steht:
die erfolgreiche Ablegung einer anderen als
der im § l Z 4 lit. b genannten Lehrbefähi-
gungs- oder Lehramtsprüfung oder einer der
in § l Z l oder in § l Z 3 genannten
Prüfungen."

12. An. I S 4 lautet:

„§ 4. (1) Die in den §§ l und 3 angeführten
Prüfungen sind durch Zeugnisse öffentlicher oder
mit dem öffentlichkeitsrecht ausgestatteter Schulen
oder staatlicher Prüfungskommissionen, die auf
Grund schulrechtlicher Vorschriften eingerichtet
sind, nachzuweisen.

(2) Von anderen Staaten als von Staaten, deren
Angehörigen Österreich auf Grund von Staats-
verträgen im Rahmen der europäischen Integration
dieselben Rechte zu gewähren hat wie Inländern,.
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ausgestellte Zeugnisse sind als Nachweis gemäß
Abs. l nur zuzulassen, wenn sie schulbehördlich
österreichischen Zeugnissen der verlangten Art als
gleichwertig anerkannt (nostrifiziert) worden sind.

(3) Die Landesausführungsgesetze können fest-
legen, daß von anderen Staaten als von Staaten,
deren Angehörigen Österreich auf Grund von
Staatsverträgen im Rahmen der europäischen
Integration dieselben Rechte zu gewähren hat wie
Inländern, ausgestellte Zeugnisse als inländischen
Zeugnissen gleichwertig gelten, wenn mit diesen
Zeugnissen im jeweiligen Ausstellungsland die
Voraussetzungen zur Ausübung des entsprechen-
den Berufes (§ 1) ohne zusätzliche Voraussetzun-
gen verbunden ist."

13. Im An. I wird nach § 4 folgender § 5
angefügt:

„§ 5. Personenbezogene Bezeichnungen in
diesem Bundesgrundsatzgesetz umfassen Knaben
und Mädchen bzw Männer und Frauen gleicher-
maßen."

14. Im Art. II Abs. 2 wird die Wendung „das
Bundesministerium für Unterricht" durch die
Wendung „der Bundesminister für Unterricht und
Kunst" ersetzt.

15. Im Art. II wird nach Abs. 2 folgender Abs. 3
angefügt:

„(3) Art. I § l, § 3, § 4, § 5 sowie Art. II Abs. 2
dieses Bundesgrundsatzgesetzes in der Fassung des
Bundesgrundsatzgesetzes BGB1. Nr. 639/1994 tre-
ten mit Ablauf des Tages der Kundmachung dieses
Bundesgrundsatzgesetzes im Bundesgesetzblatt in
Kraft."

Klestil
Vranitzky

640. Bundesgesetz, mit dem das Schülerbei-
hilfengesetz 1983 geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen.

Das Schülerbeihilfengesetz 1983, BGB1. Nr. 455,
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGB1.
Nr. 186/1993, wird wie folgt geändert:

l § l Abs. 7 lautet:

„(7) österreichischen Staatsbürgern sind hin-
sichtlich der Gewährung von Beihilfen nach diesem
Bundesgesetz gleichgestellt:

l Staatsbürger von Vertragsparteien des
Abkommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum (EWR) mit Wohnsitz in Öster-
reich sowie deren Kinder, soweit es sich aus
diesem Übereinkommen ergibt,

2. nicht vom Anwendungsbereich der Z l
erfaßte Schüler, wenn deren Eltern in
Österreich durch wenigstens fünf Jahre
einkommensteuerpflichtig waren und in
Österreich den Mittelpunkt ihrer Lebens-
beziehungen hatten und

3. Flüchtlinge im Sinne des Artikels l des
Abkommens über die Rechtsstellung der
Flüchtlinge, BGB1. Nr. 55/1955."

2. § 3 lautet samt Überschrift:

„Beurteilung der Bedürftigkeit

§ 3. (1) Maßgebend für die Bedürftigkeit im
Sinne dieses Bundesgesetzes sind

1. Einkommen
2. Familienstand und
3. Familiengröße

des Schülers, seiner Eltern und seines Ehegatten.

(2) Für die Beurteilung von Einkommen,
Familienstand und Familiengröße ist der Zeitpunkt
der Antragstellung entscheidend.

(3) Das Einkommen im Sinne dieses Bundes-
gesetzes ist wie folgt nachzuweisen.

1. grundsätzlich durch die Vorlage des Ein-
kommensteuerbescheides über das zuletzt
veranlagte Kalenderjahr,

2. bei lohnsteuerpflichtigen Einkünften auch
durch die Vorlage sämtlicher Lohnzettel
über das letztvergangene Kalenderjahr,

3. bei Einkünften aus Land- und Forstwirtschaft,
die nach Durchschnittssätzen (§17 EStG
1988) ermittelt werden, auch durch die
Vorlage des zuletzt ergangenen Einheitswert-
bescheides,

4. bei steuerfreien Bezügen gemäß § 5 Z l und
3 durch eine Bestätigung der bezugsliquidie-
renden Stelle über die Bezüge im letzt-
vergangenen Kalenderjahr.

Über Sonderausgaben, allfällige steuerfreie Bezüge,
Beträge gemäß § 5 Z 2 sowie ausländische
Einkünfte ist eine Erklärung abzugeben. Es
können, insbesondere bei ausländischen Einkünf-
ten, auch andere Nachweise über das Einkommen
oder Teile desselben gefordert werden.

(4) Das im Kalenderjahr der Antragstellung zu
erwartende Jahreseinkommen ist für die Beurtei-
lung der Bedürftigkeit zu schätzen, wenn es
voraussichtlich eine mindestens ein Jahr dauernde
Verminderung um mindestens 10 Prozent gegen-
über dem gemäß Abs. 3 zu berücksichtigenden
Einkommen erfährt. Eine Schätzung ist nicht
zulässig bei Einkommensschwankungen infolge
von Zahlungen gemäß den §§ 67 und 68 EStG
1988 oder bei saisonal bedingten Einkommens-
schwankungen.

(5) Bei Ableben eines Elternteils, dessen Ein-
kommen zur Beurteilung der Bedürftigkeit her-
anzuziehen gewesen wäre, ist das zu erwartende
Einkommen aller für die Beurteilung maßgeblichen
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Personen zu schätzen. Diese Schätzung hat die
infolge des Todesfalles anfallenden, regelmäßig
wiederkehrenden Einkünfte zum Zeitpunkt der
Antragstellung, umgerechnet auf ein Kalenderjahr,
heranzuziehen.

(6) Einkünfte aus Erwerbstätigkeit eines Schülers
sowie seines Ehegatten sind zur Beurteilung der
Bedürftigkeit nicht heranzuziehen, wenn vor der
ersten Zuerkennung von Schulbeihilfe die Berufs-
tätigkeit zur Aufnahme oder Intensivierung des
Schulbesuches für mindestens ein Jahr aufgegeben
wurde. Steuerfreie Einkünfte gemäß § 5 Z l und 3
sind zur Beurteilung der Bedürftigkeit nicht
heranzuziehen, wenn ab der Zuerkennung von
Schulbeihilfe mindestens ein Jahr, abgesehen von
Kapitalerträgen im Sinne des § 97 Abs. l und 2
EStG 1988 bis zu einem Höchstbetrag von 5 000 S,
kein Einkommen mehr bezogen wird."

3. § 4 Abs. 2 lautet:

„(2) Sind im Einkommen lohnsteuerpflichtige
Einkünfte enthalten, so sind bei der Ermittlung des
Einkommens nach Abs. l jene lohnsteuerpflichtigen
Einkünfte anzusetzen, die in dem der Antrag-
stellung vorangegangenen Kalenderjahr zugeflos-
sen sind. Eine Hinzurechnung derartiger Einkünfte
hat auch dann zu erfolgen, wenn zwar nicht im
zuletzt veranlagten, jedoch in dem der Antrag-
stellung vorangegangenen Kalenderjahr lohnsteuer-
pflichtige Einkünfte zugeflossen sind. Dies gilt
sinngemäß auch für steuerfreie Bezüge gemäß § 5
Z l und 3."

4. In § 5 Z 2 entfällt die Zitierung des S 9 EStG
1988.

5. § 6 lautet samt Überschrift:

„Pauschalierungsausgleich

§ 6. Gewinne, die nach Durchschnittssätzen
(§ 17 EStG 1988) ermittelt werden, sind zu
erhöhen. Die Erhöhung beträgt

1. bei Einkünften aus Land- und Forstwirtschaft
10 Prozent des Einheitswertes des land- und
forstwirtschaftlichen Vermögens,

2. bei Einkünften aus Land- und Forstwirtschaft,
für die keine Veranlagung erfolgt, weitere
10 Prozent des Einheitswertes des land- und
forstwirtschaftlichen Vermögens,

3. bei Einkünften aus selbständiger Arbeit oder
Gewerbebetrieb 10 Prozent dieser Einkünfte."

6. § 7 entfällt.

7 §9 Abs. l hütet:

„(1) Bei der Berechnung der Höhe der
Schulbeihilfe ist von einem jährlichen Grundbetrag
von 12 500 S auszugehen."

8. S 9 Abs. 4 entfällt.

9. § 10 lautet samt Überschrift:

„Besondere Schulbeihilfe für Schüler höherer
Schulen für Berufstätige im Prüfungsstadium

§ 10. (1) österreichische Staatsbürger, die eine
höhere Schule für Berufstätige besuchen und sich
zum Zweck der Vorbereitung auf die Reifeprüfung
gegen Entfall der Bezüge beurlauben lassen oder
ihre Berufstätigkeit nachweislich einstellen, haben
— unabhängig von den im § 2 festgesetzten
Voraussetzungen — für die der mündlichen
Reifeprüfung unmittelbar vorangehenden sechs
Monate, während derer sie daher keine Berufstä-
tigkeit ausüben, für jeden einzelnen dieser sechs
Monate Anspruch auf eine besondere Schulbeihilfe
in der Höhe von 7 500 S monatlich. Der monat-
liche Betrag erhöht sich bei verheirateten Schülern,
wenn der Ehepartner keine Einkünfte im Sinne
dieses Bundesgesetzes bezieht, um 3 500 S, ferner
für jedes Kind, für das der Schüler kraft Gesetzes
Unterhalt leistet, um l 200 S.

(2) Die Berechnung der besonderen Schulbeihilfe
nach Wochen ist zulässig, wobei 4,3 Wochen als
Monat zählen.

(3) Die besondere Schulbeihilfe ist auf Antrag in
Teilbeträgen zu gewähren, sofern die Prüfungsvor-
schrift die Ablegung der mündlichen Reifeprüfung
in Teilen zu verschiedenen Terminen vorsieht.

(4) Auf die nach Abs. l zustehende besondere
Schulbeihilfe ist ein für den gleichen Monat
allenfalls zustehender Anspruch auf Schulbeihilfe
gemäß § 9 anzurechnen.

(5) Erhält der Schüler eine Leistung auf Grund
des Arbeitsmarktförderungsgesetzes oder des
Arbeitslosenversicherungsgesetzes 1977 so vermin-
dert sich die besondere Schulbeihilfe um jenen
Betrag, der sich durch den Abzug der Hälfte der
nach Abs. l zustehenden besonderen Schulbeihilfe
von den Leistungen auf Grund des Arbeitsmarkt-
förderungsgesetzes oder des Arbeitslosenversiche-
rungsgesetzes 1977 für den selben Zeitraum
ergibt."

10. § 11 Abs. 2 lautet:

„(2) Bei der Berechnung der Höhe der Heim-
beihilfe ist von einem jährlichen Grundbetrag von
15 000 S auszugehen."

11 § 11 Abs. 5 entfalle.

12. Im § 12 Abs. 2 lautet der erste Halbsatz.

„Die Grundbeträge für die Schul- und Heimbei-
hilfe erhöhen sich um insgesamt 13 000 S,"

13. § 12 Abs. 3 lautet:

„(3) Die Grundbeträge für die Schul- und
Heimbeihilfe erhöhen sich weiters um insgesamt
14 000 S, sofern es sich beim Schüler um ein
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erheblich behindertes Kind im Sinne des Familien-
lastenausgleichsgesetzes 1967, BGB1. Nr. 376,
handelt."

14. Im § 12 Abs. 4 lautet der erste Satz.

„Die Grundbeträge für die Schul- und Heimbei-
hilfe erhöhen sich weiters um insgesamt 3 800 S,
wenn der Schüler die für die Beurteilung des
günstigen Schulerfolges gemäß § 8 maßgebende
Schulstufe mit Auszeichnung im Sinne der
Vorschriften über die Leistungsbeurteilung für
eine Schulstufe abgeschlossen hat."

15. Im S 12 Abs. 5 wird die Wendung
„20 000 S" durch die Wendung „23 000 S" ersetzt.

16. Im 5 12 Abs. 6 lautet der erste Satz.

„Die zumutbare Unterhaltsleistung der leiblichen
Eltern. (Wahleltern) beträgt

bis zu 70 000 S........................................... 0%
für die nächsten 55 000 S (bis 125 000 S) 20%
für die nächsten 36 000 S (bis 161 000 S) 25%
über 161 000 S............................................ 35%

der Bemessungsgrundlage."

17 5 12 Abs. 8 bis 10 lautet:

„(8) Als zumutbare Unterhaltsleistung des Ehe-
gatten sind 30 Prozent des 48 000 S übersteigen-
den Teiles der Bemessungsgrundlage anzusehen.

(9) Als jeweilige Bemessungsgrundlage ist das
Einkommen der leiblichen Eltern (Wahleltern) des
Schülers, sowie des Ehegatten des Schülers gemäß
§§ 4 bis 6 abzüglich nachstehender Absetzbeträge
für die folgenden Personen, für die entweder der
Schüler, einer seiner leiblichen Elternteile (Wahl-
elternteile) oder sein Ehegatte kraft Gesetzes
Unterhalt leistet, anzusehen.

1. für jede noch nicht schulpflichtige Person
27 000 S;

2. für jede schulpflichtige Person bis einschließ-
lich zur 8. Schulstufe 33 000 S;

3. für jede Person nach Absolvierung der
8. Schulstufe mit Ausnahme der in Z 4
genannten 44 000 S;

4. für jede Person, die nach Absolvierung der
8. Schulstufe eine der im § l genannten
Schulen besucht, wenn die Voraussetzungen
des § 11 Abs. l zutreffen, sowie für jede
Person, die eine der im § 3 des Studienför-
derungsgesetzes 1992 genannten Anstalten als
ordentlicher Hörer (Studierender) besucht
oder einem solchen gemäß §§ 4 und 5 des
Studienförderungsgesetzes 1992 gleichgestellt
ist, 55 000 S;

5. für jedes erheblich behinderte Kind im Sinne
des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967
weitere 22 000 S.

Die Absetzbeträge vermindern sich um das
16 000 S übersteigende Einkommen dieser Per-
son. Für den Schüler selbst steht kein Absetzbetrag
zu. Für den zweiten Elternteil ist jedenfalls ein

Absetzbetrag in der Höhe gemäß Z 3 zu berück-
sichtigen. Leben die Eltern (Wahleltern) nicht in
Wohngemeinschaft und sind beide kraft Gesetzes
unterhaltspflichtig, so vermindert jedenfalls die
Hälfte der obigen Absetzbeträge das Einkommen
jedes Eltern(Wahleltern)teiles. Diese Bestimmung
findet im Falle des Abs. 7 bezüglich des zur
Unterhaltsleistung Verpflichteten keine Anwen-
dung.

(10) Als Freibeträge sind zu berücksichtigen.
1. bei den Eltern sowie dem Ehegatten des

Schülers,
a) wenn Einkünfte aus nichtselbständiger

Arbeit im Sinne des § 25 Abs. l EStG
1988 zur Berechnung herangezogen
werden, jeweils 20 000 S;

b) wenn nur bei einem Elternteil Einkünfte
im Sinne der lit. a herangezogen werden,
bei diesem 28 000 S;

2. beim Schüler, seinen Eltern und seinem
Ehegatten, sofern ausschließlich Einkünfte
aus nichtselbständiger Arbeit im Sinne des
§ 25 Abs. l EStG 1988 und steuerfreie
Bezüge gemäß § 5 Z l und 3 zur Berech-
nung herangezogen werden, jeweils weitere
18 000 S.

Die Freibeträge dürfen jedoch die Summe der
Einkünfte der jeweiligen Personen aus nichtselb-
ständiger Arbeit im Sinne des § 25 Abs. l EStG
1988 nicht überschreiten."

18. § 12 Abs. 11 entfällt.

19. § 18 Abs. 2 und 3 lautet:

„(2) Die Beihilfen gemäß §§ 9 und 11 gebühren
bei Ableben des Schülers, Abbruch des einen
Beihilfenanspruch begründenden Schulbesuches
sowie bei Wegfall der Voraussetzung des § l
Abs. 7 nur bis zum Ablauf jenes Monats in dem
eines der erwähnten Ereignisse eintritt. In gleicher
Weise erlischt der Anspruch auf Heimbeihilfe bei
Wegfall der Voraussetzungen des § 11 Abs. 1. In
den angeführten Fällen gebührt für jeden Monat
ein Zehntel der Beihilfe gemäß §§ 9 und 11.

(3) Die Beihilfen gemäß §§ 9 und 11 gebühren
im vollen Ausmaß bzw gemäß Abs. 2 in dem dort
genannten Ausmaß, sofern der Antrag bis zum
Ende des auf den Beginn des Unterrichtsjahres
folgenden Dezember eingebracht wird. In den
anderen Fällen entfällt der anteilsmäßige Anspruch
für die vor der Einbringung des Antrages liegenden
Monate."

20. Nach § 24 wird folgender § 24 a eingefügt:

„§ 24 a. Für die Beurteilung der Bedürftigkeit
auf Grund von Einkommen in den Kalenderjahren
vor 1994 gelten § 3 Abs. 3, §' 5 und § 6 in der bis
zum 31. August 1994 geltenden Fassung weiter-
hin."
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21. Der bisherige Wortlaut des § 26 erhält die
Bezeichnung „(1)"; als Abs. 2 und 3 werden
angefügt:

„(2) § l Abs. 7, § 3, § 4 Abs. 2, § 5 Z 2, § 6, § 9
Abs. l, § 10, § 11 Abs. 2, § 12 Abs. 2 bis 6 und 8
bis 10, § 18 Abs. 2 und 3 sowie § 24 a dieses
Bundesgesetzes in der Fassung des Bundesgesetzes
BGB1. Nr. 640/1994 treten mit 1. September 1994
in Kraft.

(3) Die Aufhebung des § 7, § 9 Abs. 4, § 11
Abs. 5 und des § 12 Abs. 11 durch das Bundes-
gesetz BGB1. Nr. 640/1994 erfolgt mit 1. Septem-
ber 1994."

Klestil

Vranitzky


